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Norm

AVG 869

AVG 8§70

B-VG Art133 Abs4

. AVG § 69 heute

AVG 8§ 69 gliltig ab 01.01.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013

AVG 8§ 69 gliltig von 01.03.2013 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
AVG 8§ 69 gliltig von 01.01.1999 bis 28.02.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 158/1998
AVG 8§ 69 gultig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

—_

A N

AVG § 70 heute

AVG § 70 gultig ab 01.01.2014 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013

AVG § 70 gultig von 01.07.1995 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 471/1995
AVG § 70 gultig von 01.02.1991 bis 30.06.1995

LN

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 glltig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 glltig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 glltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018
B-VG Art. 133 glltig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003
B-VG Art. 133 gultig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974
B-VG Art. 133 gultig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
B-VG Art. 133 giltig von 03.01.1930 bis 30.06.1934
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Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die MMag. Angelika PENNITZ als Einzelrichterin Uber die Beschwerde
von XXXX , geboren am XXXX , gegen den Bescheid der Pensionsversicherungsanstalt - Landesstelle Steiermark vom
10.11.2014, GZ: XXXX , zu Recht:Das Bundesverwaltungsgericht erkennt durch die MMag. Angelika PENNITZ als
Einzelrichterin Uber die Beschwerde von rémisch XXXX , geboren am romisch XXXX , gegen den Bescheid der
Pensionsversicherungsanstalt - Landesstelle Steiermark vom 10.11.2014, GZ: rémisch XXXX, zu Recht:

A)

l. Das gegenstandliche Beschwerdeverfahren wird fortgesetztromisch eins. Das gegenstandliche
Beschwerdeverfahren wird fortgesetzt.

Il. Die Beschwerde wird als unbegrindet abgewiesen.romisch II. Die Beschwerde wird als unbegrindet

abgewiesen.
B)

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassigDie Revision ist gemaR Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:rémisch eins. Verfahrensgang:

1. Mit Bescheid der Pensionsversicherungsanstalt - Landesstelle Steiermark (im Folgenden: belangte Behérde oder
PVA) vom 10.11.2014, GZ: XXXX , wurde das Verfahren Uber den Anspruch auf Alterspension von XXXX (im Folgenden:
Beschwerdefiihrerin oder kurz BF) wiederaufgenommen und der Bescheid vom 15.01.2014 hinsichtlich der
Pensionshéhe aufgehoben (Spruchpunkt 1.).1. Mit Bescheid der Pensionsversicherungsanstalt - Landesstelle
Steiermark (im Folgenden: belangte Behdrde oder PVA) vom 10.11.2014, GZ: rémisch XXXX , wurde das Verfahren Gber
den Anspruch auf Alterspension vonrdémisch XXXX (im Folgenden: Beschwerdefihrerin oder kurz BF)
wiederaufgenommen und der Bescheid vom 15.01.2014 hinsichtlich der Pensionshéhe aufgehoben (Spruchpunkt 1.).

Begrindet wurde diese Entscheidung im Wesentlichen dahingehend, dass seitens der Steiermarkischen
Gebietskrankenkasse (nunmehr: Osterreichische Gesundheitskasse, Landesstelle Steiermark; im Folgenden: OGK)
berichtigte Beitragsgrundlagen bekanntgegeben wurden.

2. Dagegen erhob die BF durch ihre Vertretung fristgerecht Beschwerde.

3. Mit Beschluss des Bundesverwaltungsgerichtes vom 11.08.2016 wurde das gegenstandliche Verfahren bis zur
rechtskraftigen Entscheidung im Verfahren Uber die Beschwerde der XXXX (nachfolgend: Dienstgeberin) gegen den
Bescheid der OGK Steiermark (vormals: Steiermarkische Gebietskrankenkasse) vom 30.01.2015 ausgesetzt, weil die
dort zu entscheidende Frage, ob die BF eine freie oder eine ,echte” Dienstnehmerin der Dienstgeberin gewesen ist,
eine Vorfrage fur die Frage der verfahrensgegenstandlichen RechtmaRigkeit der Wiederaufnahme des Verfahrens zur
Feststellung der Hohe der Alterspension darstellt. 3. Mit Beschluss des Bundesverwaltungsgerichtes vom 11.08.2016
wurde das gegenstandliche Verfahren bis zur rechtskraftigen Entscheidung im Verfahren Uber die Beschwerde der
rémisch XXXX (nachfolgend: Dienstgeberin) gegen den Bescheid der OGK Steiermark (vormals: Steiermérkische
Gebietskrankenkasse) vom 30.01.2015 ausgesetzt, weil die dort zu entscheidende Frage, ob die BF eine freie oder eine
.echte” Dienstnehmerin der Dienstgeberin gewesen ist, eine Vorfrage fur die Frage der verfahrensgegenstandlichen
RechtmaRigkeit der Wiederaufnahme des Verfahrens zur Feststellung der Hohe der Alterspension darstellt.

4. Mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 22.10.2019 zur Zahl G302 2113329-1/21E, wurde die
Beschwerde der Dienstgeberin gegen den Bescheid der OGK Steiermark vom 30.01.2015 als unbegriindet abgewiesen
und unter anderem das Dienstverhaltnis der BF bei der Dienstgeberin als ,echtes” Dienstverhaltnis qualifiziert.

5. Mit Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes ebenfalls vom 22.10.2019 setzte das Bundesverwaltungsgericht das
verfahrensgegenstandliche und mit Beschluss vom 11.08.2016 ausgesetzte Verfahren Uber die RechtmaRigkeit der
Wiederaufnahme des Verfahrens durch die belangte Behorde fort und wies die gegenstandliche Beschwerde unter
Verweis auf das Erkenntnis zur Zahl G302 2113329-1/21E und die Einstufung der BF als ,,echte” Dienstnehmerin ab.



6. Das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 22.10.2019, zur Zahl G302 2113329-1/21E, wurde in der Folge
jedoch mit Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes (VwGH) vom 06.09.2023, Ra 2021/08/0018, wegen
Rechtswidrigkeit seines Inhaltes aufgehoben.

Infolge dessen wurde sodann auch das Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes vom 22.10.2019, G302 2101289-
1/7E, mit Erkenntnis des VwGH vom 02.10.2023, Ra 2021/08/0015, wegen Rechtswidrigkeit seines Inhalts aufgehoben,
da der Annahme des Bundesverwaltungsgerichtes, aufgrund des Erkenntnisses des Bundesverwaltungsgerichtes vom
22.10.2019 stehe fest, dass das Dienstverhaltnis der BF bei der Dienstgeberin als ,echtes” Dienstverhaltnis zu
qualifizieren und dass aufgrund der dort angenommenen Einstufung nach dem Mindestlohntarif gednderte
Beitragsgrundlagen gelten wiirden, aus denen sich wiederum eine Anderung hinsichtlich der Bemessungsgrundlage

ergebe, weshalb das Pensionsverfahren zu Recht wiederaufgenommen worden sei, daher die Grundlage entzogen sei.

7. Die gegenstandlichen Gerichtsakten wurden sodann vom VwWGH dem Bundesverwaltungsgericht rickubermittelt
und langten am 31.10.2023 beim Bundesverwaltungsgericht ein, wo sie nunmehr entsprechend der geltenden

Geschéftsverteilung der Gerichtsabteilung G308 zur Entscheidung zugewiesen wurden.

IIl. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Die Beschwerdeflihrerin bezieht von der PVA seit 01.01.2014 eine Alterspension.

Mit Meldungen des Hauptverbandes vom 14.07.2014, 15.07.2014 und 23.10.2014 erlangte die PVA Kenntnis, dass sich
die Versicherungszeiten und Beitragsgrundlagen der BF in den Jahren 2009 bis 2011 geandert haben.

Auf Nachfrage bei der OGK wurde der belangten Behérde mitgeteilt, dass bei der Uberprifung der ehemaligen
Dienstgeberin der Beschwerdefiihrerin, die ,echte” Dienstnehmereigenschaft fur Nachhilfelehrer in den Jahren 2009
bis 2011 festgestellt wurde. Dabei wurde auch die Beschwerdeflihrerin von einer freien Dienstnehmerin auf eine
~echte” Dienstnehmerin umgestellt und die erhobenen Versicherungsdaten im Zuge des Prifungsabschlusses im Juli
2014 verarbeitet.

Die Dienstgeberin erhob gegen den Bescheid der OGK vom 30.01.2015, GZ XXXX , betreffend der Umstellung der
Dienstnehmereigenschaft von Nachhilfelehrern Beschwerde an das BVwG (Zahl G302 2113329-1). Das gegenstandliche
Beschwerdeverfahren wurde am 11.08.2016 bis zum Abschluss des unter der Zahl G302 2113329-1 geflhrten
Verfahrens ausgesetzt.Die Dienstgeberin erhob gegen den Bescheid der OGK vom 30.01.2015, GZ rémisch XXXX ,
betreffend der Umstellung der Dienstnehmereigenschaft von Nachhilfelehrern Beschwerde an das BVwWG (Zahl G302
2113329-1). Das gegenstandliche Beschwerdeverfahren wurde am 11.08.2016 bis zum Abschluss des unter der Zahl
G302 2113329-1 gefuhrten Verfahrens ausgesetzt.

Mit Erkenntnis des BVwG vom 22.10.2019, ZI. G302 2113329-1/21E, wurde festgestellt, dass die Umstellung der BF von
einer freien Dienstnehmerin auf eine ,echte” Dienstnehmerin zu Recht erfolgt ist. Dieses Erkenntnis wurde mit
Erkenntnis des VwGH vom 06.09.2023, Ra 2021/08/0018, wegen Rechtswidrigkeit seines Inhaltes aufgehoben.

Mit neuerlichem, mindlich verkiindetem Erkenntnis des BVwG vom 22.03.2024 zur Zahl G308 2113329-1/48Z bzw. der
gekurzten Ausfertigung zur Zahl G308 2113329-1/49E, wurde abermals festgestellt, dass die Umstellung BF von einer
freien Dienstnehmerin auf eine ,echte” Dienstnehmerin zu Recht erfolgt ist, jedoch eine Einstufung in den die
Beschaftigungsgruppe 4 des im jeweiligen Zeitraum geltenden Mindestlohntarifs fir in privaten Bildungseinrichtungen
beschaftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer zu erfolgen hat. Diesbeziglich wurde ein gultiger Verzicht
hinsichtlich weiterer Rechtsmittel abgeben. Diese Entscheidung ist rechtskraftig und keinen auBerordentlichen
Rechtsmitteln oder einer Beschwerde an den Verfassungsgerichthof mehr zuganglich.

2. Beweiswurdigung:

Der oben angefuhrte Verfahrensgang und Sachverhalt ergeben sich aus dem Akteninhalt des vorgelegten
Verwaltungsaktes der belangten Behdrde sowie des nunmehr dem Bundesverwaltungsgericht vorliegenden
Gerichtsaktes. Das Bundesverwaltungsgericht nahm zudem Einsicht in das elektronische Aktenverwaltungssystem des
Bundesverwaltungsgerichtes zur Zahl G308 2113329-1.
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Das Bundesverwaltungsgericht erachtet das bisherige Ermittlungsverfahren als hinreichend, um den mal3geblichen
Sachverhalt festzustellen. Aus den angeflihrten Grinden konnte der dem Bundesverwaltungsgericht vorliegende
Akteninhalt dem gegenstandlichen Erkenntnis im Rahmen der freien Beweiswurdigung zugrunde gelegt werden.

3. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Zustandigkeit und anzuwendendes Recht:

Gemal Art 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte tber Beschwerden gegen den Bescheid einer
Verwaltungsbehorde wegen Rechtswidrigkeit. Gemald Artikel 130, Absatz eins, Ziffer eins, B-VG erkennen die
Verwaltungsgerichte Uber Beschwerden gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehérde wegen Rechtswidrigkeit.

Da in den maligeblichen gesetzlichen Bestimmungen eine Senatszustandigkeit nicht vorgesehen ist, obliegt in der
gegenstandlichen Rechtssache die Entscheidung dem nach der jeweils geltenden Geschéftsverteilung des
Bundesverwaltungsgerichtes zustandigen Einzelrichter.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemaf Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal} anzuwenden, die die Behorde in
dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt
hatte.Gemald Paragraph 17, VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das
Verfahren Uber Beschwerden gemal’ Artikel 130, Absatz eins, B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der
Paragraphen eins bis 5 sowie des romisch IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO,
Bundesgesetzblatt Nr. 194 aus 1961,, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, Bundesgesetzblatt Nr. 173 aus 1950,, und
des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, Bundesgesetzblatt Nr. 29 aus 1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal3 anzuwenden, die die Behdrde in
dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt
hatte.

Zu Spruchteil A):

3.2. 8 38 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes (AVG 1991),BGBI. Nr. 51/1991 idgF BGBI. | Nr. 33/2013,
normiert zur Frage der Beurteilung von Vorfragen nachstehendes:3.2. Paragraph 38, des Allgemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes (AVG 1991), Bundesgesetzblatt Nr. 51 aus 1991, idgF Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr.
33 aus 2013,, normiert zur Frage der Beurteilung von Vorfragen nachstehendes:

.Sofern die Gesetze nicht anderes bestimmen, ist die Behdérde berechtigt, im Ermittlungsverfahren auftauchende
Vorfragen, die als Hauptfragen von anderen Verwaltungsbehdérden oder von den Gerichten zu entscheiden waren,
nach der tber die maRRgebenden Verhaltnisse gewonnenen eigenen Anschauung zu beurteilen und diese Beurteilung
dem Bescheid zugrunde zu legen. Sie kann aber auch das Verfahren bis zur rechtskraftigen Entscheidung der Vorfrage
aussetzen, wenn die Vorfrage schon den Gegenstand eines anhangigen Verfahrens bei der zustandigen
Verwaltungsbehoérde bzw. beim zustandigen Gericht bildet oder ein solches Verfahren gleichzeitig anhdngig gemacht

wird.”

Im gegenstandlichen Beschwerdeverfahren hatte sich das BVwG mit der als Vorfrage zu qualifizierenden Frage
auseinander zu setzen, ob die BF bei der Dienstgeberin als freie Dienstnehmerin oder als ,echte” Dienstnehmerin
beschéftigt war. Im Verfahren Zahl G308 2113329-1 wurde nunmehr endgultig und rechtskraftig festgestellt, dass die
Umstellung auf eine ,echte” Dienstnehmerin zu Recht erfolgt ist.

Die Vorfrage des gegenstandlichen Verfahrens wurde somit geklart und ist dieses somit fortzusetzen.

3.3. Die 88 69 und 70 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes (AVG 1991)BGBI. Nr. 51/1991 idgF BGBI. | Nr.
33/2013, normieren zur Frage der Wiederaufnahme nachstehendes3.3. Die Paragraphen 69 und 70 des Aligemeinen
Verwaltungsverfahrensgesetzes (AVG 1991), Bundesgesetzblatt Nr. 51 aus 1991, idgF Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr.
33 aus 2013,, normieren zur Frage der Wiederaufnahme nachstehendes:
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.8 69 (1) Dem Antrag einer Partei auf Wiederaufnahme eines durch Bescheid abgeschlossenen Verfahrens ist
stattzugeben, wenn ein Rechtsmittel gegen den Bescheid nicht oder nicht mehr zulassig ist und:

1. der Bescheid durch Falschung einer Urkunde, falsches Zeugnis oder eine andere gerichtlich strafbare Handlung
herbeigefihrt oder sonstwie erschlichen worden ist oder

2. neue Tatsachen oder Beweismittel hervorkommen, die im Verfahren ohne Verschulden der Partei nicht geltend
gemacht werden konnten und allein oder in Verbindung mit dem sonstigen Ergebnis des Verfahrens voraussichtlich
einen im Hauptinhalt des Spruches anders lautenden Bescheid herbeigefthrt hatten, oder

3. der Bescheid gemall &8 38 von Vorfragen abhdngig war und nachtraglich Uber eine solche Vorfrage von der
zustandigen Verwaltungsbehorde bzw. vom zustandigen Gericht in wesentlichen Punkten anders entschieden wurde;3.
der Bescheid gemal3 Paragraph 38, von Vorfragen abhangig war und nachtraglich Gber eine solche Vorfrage von der

zustandigen Verwaltungsbehorde bzw. vom zustandigen Gericht in wesentlichen Punkten anders entschieden wurde;

4. nachtraglich ein Bescheid oder eine gerichtliche Entscheidung bekannt wird, der bzw. die einer Aufhebung oder
Abanderung auf Antrag einer Partei nicht unterliegt und die im Verfahren die Einwendung der entschiedenen Sache
begriindet hatte.

(2) Der Antrag auf Wiederaufnahme ist binnen zwei Wochen bei der Behdrde einzubringen, die den Bescheid in erster
Instanz erlassen hat. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Antragsteller von dem Wiederaufnahmegrund
Kenntnis erlangt hat, wenn dies jedoch nach der Verkindung des mundlichen Bescheides und vor Zustellung der
schriftlichen Ausfertigung geschehen ist, erst mit diesem Zeitpunkt. Nach Ablauf von drei Jahren nach Erlassung des
Bescheides kann der Antrag auf Wiederaufnahme nicht mehr gestellt werden. Die Umstande, aus welchen sich die

Einhaltung der gesetzlichen Frist ergibt, sind vom Antragsteller glaubhaft zu machen.

(3) Unter den Voraussetzungen des Abs. 1 kann die Wiederaufnahme des Verfahrens auch von Amts wegen verflgt
werden. Nach Ablauf von drei Jahren nach Erlassung des Bescheides kann die Wiederaufnahme auch von Amts wegen
nur mehr aus den Grinden des Abs. 1 Z 1 stattfinden.(3) Unter den Voraussetzungen des Absatz eins, kann die
Wiederaufnahme des Verfahrens auch von Amts wegen verfligt werden. Nach Ablauf von drei Jahren nach Erlassung
des Bescheides kann die Wiederaufnahme auch von Amts wegen nur mehr aus den Grinden des Absatz eins, Ziffer
eins, stattfinden.

(4) Die Entscheidung Uber die Wiederaufnahme steht der Behérde zu, die den Bescheid in letzter Instanz erlassen hat.

§ 70 (1) In dem die Wiederaufnahme bewilligenden oder verfigenden Bescheid ist, sofern nicht schon auf Grund der
vorliegenden Akten ein neuer Bescheid erlassen werden kann, auszusprechen, inwieweit und in welcher Instanz das
Verfahren wiederaufzunehmen ist.Paragraph 70, (1) In dem die Wiederaufnahme bewilligenden oder verfugenden
Bescheid ist, sofern nicht schon auf Grund der vorliegenden Akten ein neuer Bescheid erlassen werden kann,
auszusprechen, inwieweit und in welcher Instanz das Verfahren wiederaufzunehmen ist.

(2) Fruhere Erhebungen und Beweisaufnahmen, die durch die Wiederaufnahmsgriinde nicht betroffen werden, sind
keinesfalls zu wiederholen.

(3) (Anm.: aufgehoben durch BGBI. | Nr. 33/2013).(3) Anmerkung, aufgehoben durch Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr.
33 aus 2013,)."

Dazu wird ausgefiihrt, dass gemal38 69 Abs. 1 Z 3 AVG dem Antrag einer Partei auf Wiederaufnahme eines durch
Bescheid abgeschlossenen Verfahrens stattzugeben ist, wenn ein Rechtsmittel gegen den Bescheid nicht oder nicht
mehr zulassig ist und der Bescheid von Vorfragen (838 AVG) abhangig war und nachtraglich tber eine solche Vorfrage
von der hierfur zustandigen Behdrde in wesentlichen Punkten anders entschieden wurde. Unter den Voraussetzungen
des Abs. 1 kann die Wiederaufnahme des Verfahrens gemaR § 69 Abs. 3 AVG auch von Amts wegen verflgt werden.
Nach Ablauf von drei Jahren nach Erlassung des Bescheides kann die Wiederaufnahme auch von Amts wegen nur
mehr aus den Griinden des Abs. 1 Z 1 stattfinden.Dazu wird ausgefuhrt, dass gemal Paragraph 69, Absatz eins, Ziffer
3, AVG dem Antrag einer Partei auf Wiederaufnahme eines durch Bescheid abgeschlossenen Verfahrens stattzugeben
ist, wenn ein Rechtsmittel gegen den Bescheid nicht oder nicht mehr zuldssig ist und der Bescheid von Vorfragen (838
AVG) abhangig war und nachtraglich Gber eine solche Vorfrage von der hierfir zustandigen Behdrde in wesentlichen
Punkten anders entschieden wurde. Unter den Voraussetzungen des Absatz eins, kann die Wiederaufnahme des
Verfahrens gemaR Paragraph 69, Absatz 3, AVG auch von Amts wegen verfiigt werden. Nach Ablauf von drei Jahren
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nach Erlassung des Bescheides kann die Wiederaufnahme auch von Amts wegen nur mehr aus den Grinden des
Absatz eins, Ziffer eins, stattfinden.

Mit Bescheid der belangten Behérde vom 10.11.2014 und somit innerhalb von drei Jahren wurde das Verfahren Uber
den Anspruch auf Alterspension wiederaufgenommen und der Bescheid vom 15.01.2014 hinsichtlich der
Pensionshdéhe aufgehoben.

Der Bescheid der belangten Behdrde vom 15.01.2014 war von der Vorfrage der Dienstnehmereigenschaft abhangig.
Uber diese Vorfrage wurde nachtraglich von der OGK (vormals: Gebietskrankenkasse) und damit zusténdige Behérde
in wesentlichen Punkten anders entschieden.

Wie oben schon ausgefiihrt, wurde die BF von der OGK von einer freien Dienstnehmerin auf eine ,echte”
Dienstnehmerin umgestellt. Vom BVwG wurde im Verfahren Zahl G308 2113329-1 nunmehr neuerlich und
rechtskraftig festgestellt, dass die Umstellung zu Recht erfolgt ist.

Aufgrund der nunmehr gednderten Beitragsgrundlagen ergab sich eine Anderung hinsichtlich der
Bemessungsgrundlage und wurde das Pensionsverfahren gemdl 8 69 und§8 70 AVG zu Recht
wiederaufgenommen.Aufgrund der nunmehr geidnderten Beitragsgrundlagen ergab sich eine Anderung hinsichtlich
der Bemessungsgrundlage und wurde das Pensionsverfahren gemal3 Paragraph 69 und Paragraph 70, AVG zu Recht

wiederaufgenommen.

Erganzend wird noch angemerkt, dass Streitigkeiten Uber die Pensionshdhe (Spruchpunkt 2.) dem Leistungsrecht
zuzuordnen sind. DiesbezUglich ist das Arbeits- und Sozialgericht zustandig.

Es war daher spruchgemaR zu entscheiden.
4. Entfall einer mindlichen Verhandlung:

GemaR § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies flr erforderlich halt, von Amts
wegen eine oOffentliche mindliche Verhandlung durchzufihren. GemaR Abs. 3 hat der Beschwerdeflihrer die
Durchfuihrung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist
Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen nicht Gbersteigender Frist einen Antrag auf Durchfihrung
einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfihrung einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen
Parteien zurtickgezogen werden.GemalR Paragraph 24, Absatz eins, VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag
oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts wegen eine ¢ffentliche mdndliche Verhandlung durchzufiihren.
Gemall Absatz 3, hat der Beschwerdefuhrer die Durchfuhrung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im
Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen
nicht Gbersteigender Frist einen Antrag auf Durchfihrung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfihrung

einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurtickgezogen werden.

Gemal Abs. 4 kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nichts anderes bestimmt ist, das Verwaltungsgericht
ungeachtet eines Parteiantrages von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mundliche
Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6
Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der
Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. Gemal3 Abs. 5
kann das Verwaltungsgericht von der Durchfuhrung (Fortsetzung) einer Verhandlung absehen, wenn die Parteien
ausdrucklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung erklart
werden.Gemal3 Absatz 4, kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nichts anderes bestimmt ist, das
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrages von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen,
dass die mundliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der
Verhandlung weder Artikel 6, Absatz eins, der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten,
Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,, noch Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europaischen Union, ABI. Nr. C
83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. Gemals Absatz 5, kann das Verwaltungsgericht von der Durchfiihrung
(Fortsetzung) einer Verhandlung absehen, wenn die Parteien ausdrucklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann
bis zum Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung erklart werden.

Der fir diesen Fall maRRgebliche Sachverhalt konnte als durch die Aktenlage hinreichend geklart erachtet werden. In
der Beschwerde wurden keine noch zu kldrenden Tatsachenfragen in konkreter und substantiierter Weise
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aufgeworfen und war gegenstandlich auch keine komplexe Rechtsfrage zu I6sen. Dem Absehen von der Verhandlung
stehen hier auch Art 6 Abs. 1 EMRK und Art 47 der Charta der Grundrechte der Europdischen Union nicht
entgegen.Der fur diesen Fall mal3gebliche Sachverhalt konnte als durch die Aktenlage hinreichend geklart erachtet
werden. In der Beschwerde wurden keine noch zu kldrenden Tatsachenfragen in konkreter und substantiierter Weise
aufgeworfen und war gegenstandlich auch keine komplexe Rechtsfrage zu I6sen. Dem Absehen von der Verhandlung
stehen hier auch Artikel 6, Absatz eins, EMRK und Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europaischen Union nicht
entgegen.

Zu Spruchteil B): Unzulassigkeit der Revision:

GemaB & 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG),BGBI. Nr. 10/1985 idgF, hat das
Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133
Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.Gemald Paragraph 25 a, Absatz eins, des
Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VWGG), Bundesgesetzblatt Nr. 10 aus 1985, idgF, hat das Verwaltungsgericht im
Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemal3 Artikel 133, Absatz 4, B-VG
zulassig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begrinden.

Die Revision gegen die gegenstandliche Entscheidung ist gemadR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die
Entscheidung nicht von der Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht
die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es
an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als
uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden
Rechtsfrage vor. Die Revision gegen die gegenstadndliche Entscheidung ist gemal Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht
zuldssig, weil die Entscheidung nicht von der Lésung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung
zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine
grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vor.

Konkrete Rechtsfragen grundsatzlicher Bedeutung sind weder in der gegenstandlichen Beschwerde vorgebracht
worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen.
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